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Betrifft 

Verordnung der Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA), mit der die Kreditinstitute-Immobi-
lienfinanzierungsmaßnahmen-Verordnung und die Vermögens-, Erfolgs- und Risikoaus-
weis-Verordnung geändert werden; Stellungnahme 

Zum Entwurf einer Verordnung der Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA), mit der die 

Kreditinstitute-Immobilienfinanzierungsmaßnahmen-Verordnung und die Vermögens-, 

Erfolgs- und Risikoausweis-Verordnung geändert werden, nehmen wir im Rahmen der 

Begutachtung wie folgt Stellung: 

 

1. Grundsätzliche Anmerkungen:  

 

Dem Land Niederösterreich ist es ein großes Anliegen, dass die Schaffung von leistbarem 

Wohnraum für die Bürgerinnen und Bürger möglich ist. Eigenheime sind ein wesentlicher 

Pfeiler für die Zukunftsvorsorge, weshalb das Land Niederösterreich die Finanzierung von 

günstigen Eigenheimen besonders unterstützt. Die mit der vorliegenden Novelle geschaf-

fene Ausnahme von Zwischenfinanzierungen durch Immobilienverkauf ist daher als Schritt 

in die richtige Richtung zu begrüßen. Die Änderungen gehen jedoch aus unserer Sicht 

nicht weitgehend genug, um die Kreditvergabe für die Errichtung eines Eigenheimes oder 

den Erwerb einer Eigentumswohnung breiten Bevölkerungskreisen, denen ein Kredit bei 
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ausreichender Bonität bis vor Inkrafttreten der Verordnung gewährt worden ist, zu ermög-

lichen. 

 

Wie die Erläuterungen zu den Zwischenfinanzierungen ausführen „ist ein ausreichend 

langer Zeitraum zu wählen, der es einer Familie ermöglicht, ein Eigenheim zu errichten 

oder zu renovieren und zu beziehen“. Die Beschränkung dieser Ausnahme auf zwei Jahre 

erscheint allerdings zu kurz, da die Vorbereitung und Abwicklung von Käufen bzw. Ver-

käufen von Immobilien oftmals längere Zeiträume in Anspruch nehmen. Zwischenfinan-

zierungen sollten daher bis zu einer Laufzeit von drei Jahren ausgenommen werden. 

 

Aus unserer Sicht ist zu bedauern, dass die Obergrenzen für die Beleihungs- und Schul-

dendienstquoten nicht gelockert wurden. Es werden somit nicht alle Bürgerinnen und Bür-

ger von den vorgesehenen Erleichterungen gleichermaßen profitieren und viele junge 

Familien von einer privaten Wohnimmobilienfinanzierung ausgeschlossen sein. Der regu-

latorische Zweck (Eindämmung des systemischen Risikos von Banken) hätte auf anderem 

Weg, etwa durch den Einsatz kreditgeberbasierter Instrumente, besser erreicht werden 

können. Die Novelle sollte daher dahingehend angepasst werden, dass die Obergrenzen 

für nicht-spekulative private Wohnimmobilienfinanzierungen, zumindest für Wohnimmobi-

lienfinanzierungen von Jungfamilien, gelockert werden. 

 

2. Zum gemeinnützigen und geförderten Wohnbau: 

 

2.1. Zu den Ausnahmen: 

 

Bei der Erlassung der KIM-V wurde davon ausgegangen, dass Kreditabspaltungen bei 

landesgeförderten und gemeinnützigen Finanzierungen nicht vom Anwendungsbereich der 

KIM-V umfasst sind. Die FMA vertritt jedoch die Rechtsauffassung, dass die Ausnahme 

des § 3 Z 1 lit. d KIM-V nicht auf Kreditabspaltungen anzuwenden sei. Dies hat erhebliche 

nachteilige Auswirkungen auf den geförderten und gemeinnützigen Wohnbau, vor allem 

deshalb, weil bei landesgeförderten und gemeinnützigen Finanzierungen die Kreditab-

spaltung an Verbraucher gesetzlich verankert (Miete mit Kaufoption) und vertraglich nicht 

abdingbar ist. Die Einschränkungen der KIM-V betreffend Kreditabspaltungen betreffen 

daher die gesamte geförderte und gemeinnützige Wohnbaufinanzierung.  

 



- 3 - 

Der Einsatz von Finanzmarktstabilitätsmaßnahmen gegen die gemeinnützige und geför-

derte Wohnbaufinanzierung ist nicht nachvollziehbar, weil der gemeinnützige und geför-

derte Wohnbau strengen Regularien untersteht und als besonders nachhaltig gilt. In den 

Erläuterungen zum § 22b BWG (heute § 23h BWG) wird ausgeführt, dass der gemeinnüt-

zige Wohnbau vom Anwendungsbereich der Bestimmungen ausgenommen werde, weil 

dieser preisdämpfend wirke und durch seine allgemeine Ausrichtung zu einer nachhaltigen 

Immobilienkreditvergabe in der Bevölkerung beitrage. Die Erläuterungen im vorliegenden 

Entwurf zu den landesgeförderten Darlehen überzeugen im Ergebnis nicht, zumal ein 

Kreditinstitut im Fall der landesgeförderten Darlehen aufgrund einer Bürge- und 

Zahlerhaftung nur ein geringes Risiko trägt. Es liegt daher auf der Hand, dass die 

geförderte und gemeinnützige Wohnbaufinanzierung nicht zu einer Erhöhung, sondern 

vielmehr zu einer Reduzierung des systemischen Risikos beiträgt.   

 

Es wird daher angeregt, die bei gemeinnützigen Wohnbaufinanzierungen gesetzlich vorge-

sehenen Kreditabspaltungen vom Anwendungsbereich ausdrücklich auszunehmen oder in 

den Erläuterungen zur Novelle eine explizite Klarstellung zu treffen, dass solche Kreditab-

spaltungen vom Ausnahmetatbestand des § 3 Z 1 lit. d KIM-V bereits umfasst sind.  

 

2.2. Zu den Zuschüssen: 

 

Wir begrüßen, dass die durch ein Kreditinstitut gewährte Vorfinanzierung einer öffentlichen 

Förderung vom Anwendungsbereich der KIM-V ausgenommen wird. Gleichzeitig bedauern 

wir, dass dieser Vorschlag nicht vorab mit den Bundesländern abgestimmt wurde, da die 

Wirkung dieser Ausnahmeregelung auf die vom Land Niederösterreich geförderten Wohn-

baufinanzierungen gering ist, zumal in der Regel nur rückzahlbare Zuschüsse gewährt 

werden. Die in der Novelle eingearbeitete Ausnahmeregelung für Zuschüsse bringt daher 

für die vom Land Niederösterreich geförderten privaten Wohnimmobilienfinanzierungen 

keine Erleichterung. 

 

2.3. Haftungsmodell – Eigenmittelzuschuss: 

 

Zur Abfederung der Belastungen bei der Finanzierung von Jungfamilien durch die KIM-V 

beabsichtigt das Land Niederösterreich die Gewährung eines (rückzahlbaren) Eigenmittel-

zuschusses. Das Modell sieht vor, dass Bürgerinnen und Bürger von ihrem Kreditinstitut 
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als Eigenmittelzuschuss einen Kredit bis zu € 30.000,- erhalten, der vom Land Nieder-

österreich durch eine regulatorisch anerkannte Garantie oder eine Bürge- und Zahler-

haftung (§ 1357 ABGB) zu 100 % besichert ist („Landesdarlehen“). Die Bürgerin oder der 

Bürger erhält damit im aktuellen Vorschlag ca. 5% der Gesamtinvestitionskosten (max. 

€ 30.000,-) als Eigenmittel von ihrer bzw. seiner Bank zur Verfügung gestellt. Der restliche 

Finanzierungsbedarf wird über einen Immobilienkredit KIM-V-konform zur Verfügung ge-

stellt. Dieses Modell führt allerdings nur dann zu der gewünschten Entlastung, wenn es in 

der KIM-V Berücksichtigung findet. Es wäre sohin völlig unverständlich, eine durch eine 

Gebietskörperschaft besicherte Kreditleistung zur Schaffung von leistbarem Wohnraum 

nicht als Eigenmittelersatz zu berücksichtigen. Es wird daher gefordert, die KIM-V im 

Sinne des oben dargestellten Modells anzupassen, um die Finanzierung von Eigenheimen 

sicherzustellen. 

 
 
 
 

NÖ Landesregierung 

Im Auftrag 

Mag. T r o c k 
Landesamtsdirektor 
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